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Verordnung
des Bundesministeriums
fur Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat

Sechste Verordnung zur Anderung der GAP-Direktzahlungen-
Verordnung

A. Problem und Ziel

Die indikativen Mittelzuweisungen fiir die Oko-Regelungen und die gekoppelten Zahlun-
gen sowie die zugehorigen geplanten Einheitsbetrdge sind aufgrund des GAP-
Direktzahlungen-Gesetzes in der GAP-Direktzahlungen-Verordnung festzulegen. Da bei
Erlass der GAP-Direktzahlungen-Verordnung im Jahr 2022 davon ausgegangen worden
war, dass sich die finanzielle Zuweisung fur die Direktzahlungen im EU-Recht fur das Jahr
2027 mit Blick auf den Ubergang in die neue Férderperiode noch &ndern kénnte, wurden
die Betrage zunachst nur bis einschlieBlich des Jahres 2026 festgesetzt. Von der nun
aber im EU-Recht geschaffenen Mdglichkeit, die Obergrenze fiir die Direktzahlungen in
Anhang IX der Verordnung (EU) 2021/2115 flir das Antragsjahr 2027 anzupassen, wird
jedoch kein Gebrauch gemacht. Damit missen entsprechend den Vorgaben im GAP-
Direktzahlungen-Gesetz die indikativen Mittelzuweisungen und die geplanten Einheitsbe-
trage fur die Oko-Regelungen und fiir die gekoppelten Zahlungen auch fiir das Antrags-
jahr 2027 festgesetzt werden, damit im Antragsjahr 2027 alle Direktzahlungen einschlief3-
lich der Zahlungen fiir die Oko-Regelungen und der gekoppelten Zahlungen den landwirt-
schaftlichen Betrieben gewahrt werden kdnnen.

B. Losung

Die indikativen Mittelzuweisungen und geplanten Einheitsbetrage fiir die Oko-Regelungen
und die gekoppelten Zahlungen werden flr das Antragsjahr 2027 festgelegt.

C. Alternativen

Es kommt nicht in Betracht, vom Erlass der Anderungsverordnung abzusehen, da s_c_)nst
die maligebliche Rechtsgrundlage fir die Gewahrung von Zahlungen fir die Oko-
Regelungen und die gekoppelten Zahlungen fir das Antragsjahr 2027 fehit.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Keine.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger

Es entsteht kein Erflllungsaufwand fur Burgerinnen und Birger.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Es entsteht kein Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Es werden keine Informationspflichten eingefuhrt.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Es entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand fir die Verwaltung.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. Die vorgesehenen Regelungen sind nicht mit weiter-
gehenden Belastungen fur die Wirtschaft und die sozialen Sicherungssysteme verbunden.
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Verordnung
des Bundesministeriums
fur Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat

Sechste Verordnung zur Anderung der GAP-Direktzahlungen-
Verordnung

Bundeskanzleramt Berlin, 4. November 2026
Staatsminister beim Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasident
Hendrik Wiist

Sehr geehrter Herr Bundesratsprésident,

hiermit {ibersende ich die vom Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung
und Heimat zu erlassende

Sechste Verordnung zur Anderung der GAP-Direktzahlungen-Verordnung
mit Begriindung und Vorblatt.
Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des

Grundgesetzes herbeizufiihren.

Mit vorziiglicher Hochachtung
Philipp Amthor
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Sechste Verordnung zur Anderung der GAP-Direktzahlungen-Verord-

nung

Vom ...

Das Bundesministerium fir Landwirtschaft, Ernahrung und Heimat verordnet aufgrund

des § 6 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1 sowie des § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2
Nummer 1 und 2 des Marktorganisationsgesetzes des Marktorganisationsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2017 (BGBI. | S. 3746), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327) geéan-
dert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zustandigkeitsanpassungsgeset-
zes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3165), das durch Artikel 7 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert worden ist, und dem Organisationserlass
vom 6. Mai 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 131), im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie,

des § 2 und des § 20 Absatz 2 Nummer 2 und 3 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes
vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 3003; 2022 | Seite 2262), das zuletzt durch Artikel X des
Gesetzes vom ... (BGBI. Nr....) gedndert worden ist, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit,

des § 2, des § 24 Absatz 2, des § 28 Absatz 2 und des § 34 Absatz 1 Nummer 2 und
Absatz 3 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes:

Artikel 1

Anderung der GAP-Direktzahlungen-Verordnung

Die GAP-Direktzahlungen-Verordnung vom 24. Januar 2022 (BGBI. | S. 139, 2287),

die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. August 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 237)
geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Teil 3 Abschnitt 4 wird durch den folgenden Abschnitt 4 ersetzt:
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2.

LAbschnitt 4

Anpassungen von nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz geplanten Einheitsbetragen, Hochstein-

heitsbetragen und Mindesteinheitsbetragen

§ 21a Anpassung von nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz geplanten Hochsteinheitsbetragen
fur das Antragsjahr 2023

§ 21b Geplanter Einheitsbetrag flir die Umverteilungseinkommensstiitzung fir das Antragsjahr
2027~

In § 15 Absatz 1 wird die Angabe ,2023 bis 2026“ durch die Angabe ,2023 bis 2027¢
ersetzt.

Die Uberschrift von Abschnitt 4 wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

+LAbschnitt 4

Anpassungen von nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz geplanten Einheitsbetra-
gen, Hochsteinheitsbetragen und Mindesteinheitsbetragen®.

Nach § 21a wird der folgende § 21b eingeflgt:

,§21b

Geplanter Einheitsbetrag fur die Umverteilungseinkommensstitzung fir das Antrags-
jahr 2027

(1) Abweichend von § 10 Absatz 1 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes werden
fur das Antragsjahr 2027 fir die Berechnung des geplanten Einheitsbetrags je Hektar
der Gruppe 1 fur die Umverteilungseinkommensstitzung die im Rahmen von § 5 Ab-
satz 1c des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes mitgeteilte Hektarzahl fir diese Gruppe
und die mit dem Faktor 0,6 multiplizierte Zahl der fur die Gruppe 2 mitgeteilte Zahl der
Hektare zusammengezahlt.

(2) Abweichend von § 10 Absatz 2 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes ist flr das
Antragsjahr 2027 der geplante Einheitsbetrag je Hektar der Gruppe 1 der Betrag, der
sich ergibt, wenn der Betrag der indikativen Mittelzuweisung nach § 9 Absatz 1 des
GAP-Direktzahlungen-Gesetzes durch die Summe nach Absatz 1 geteilt wird.”

Anlage 3 wird wie folgt geandert:

a) In der Tabelle wird nach der Spalte fir das Antragsjahr 2026 die folgende Spalte
eingefigt:

»<Antragsjahr 2027

268 268 869 Euro

155 822 273 Euro

2 300 000 Euro

181 983 475 Euro
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»<Antragsjahr 2027
461 572 057 Euro
56 468 100 Euro

52 480 464 Euro”.

6. Anlage 4 wird wie folgt geandert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Buchstabe a wird in der Tabelle nach der Spalte fur das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingefligt:

»<Antragsjahr 2027
1 300 Euro

500 Euro

300 Euro*.

bb) In Buchstabe b wird in der Tabelle nach der Spalte fiir das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingeflgt:

»<Antragsjahr 2027
200 Euro”.

cc) In Buchstabe c wird in der Tabelle nach der Spalte flr das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingefligt:

LAntragsjahr 2027
200 Euro*“.

dd) In Buchstabe d wird in der Tabelle nach der Spalte fir das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingefligt:

»<Antragsjahr 2027
1 000 Euro

450 Euro

200 Euro®.

b) In Nummer 2 wird in der Tabelle nach der Spalte fur das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingeflgt:

»<Antragsjahr 2027
60 Euro”.

c) In Nummer 3 wird in der Tabelle nach der Spalte flir das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingeflgt:

LAntragsjahr 2027
600 Euro“.

d) In Nummer 4 wird in der Tabelle nach der Spalte flir das Antragsjahr 2026
die folgende Spalte eingefligt:

LAntragsjahr 2027

115 Euro".
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e) In Nummer 5 wird in der Tabelle nach der Spalte fur das Antragsjahr 2026

die folgende Spalte eingefligt:

»<Antragsjahr 2027

210 Euro”.

JAntragsjahr 2027

150 Euro

50 Euro®.

f)  In Nummer 6 wird in der Tabelle nach
der Spalte fur das Antragsjahr 2026 die fol-
gende Spalte eingefugt:

g) In Nummer 7 wird in der Tabelle nach der Spalte fir das Antragsjahr 2026

die folgende Spalte eingefligt:

»<Antragsjahr 2027

40 Euro”.

7. In Anlage 6 wird in der Tabelle nach der Spalte fir das Antragsjahr 2026 die folgende

Spalte eingeflgt:

LJAntragsjahr 2027

44,58 Euro”.

8. In Anlage 7 wird in der Tabelle nach der Spalte flir das Antragsjahr 2026 die folgende

Spalte eingefugt:

LJAntragsjahr 2027

100,25 Euro*“.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das GAP-Direktzahlungen-Gesetz gibt gemaR § 20 Absatz 2 Nummer 2 vor, dass die indi-
kativen Mittelzuweisungen fir die Oko-Regelungen und die gekoppelten Zahlungen sowie
die zugehdrigen geplanten Einheitsbetrage in der GAP-Direktzahlungen-Verordnung fest-
zulegen sind. Da bei Erlass der GAP-Direktzahlungen-Verordnung im Jahr 2021 davon aus-
gegangen worden war, dass sich die finanzielle Zuweisung fur die Direktzahlungen im EU-
Recht fiir das Jahr 2027 mit Blick auf den Ubergang in die neue Férderperiode noch &ndern
kdnnte, wurden die Betrage zunachst nur bis einschliellich des Jahres 2026 fest-gesetzt.
Von der nun im EU-Recht geschaffenen Mdglichkeit, die Obergrenze flir die Direktzahlun-
gen in Anhang IX der Verordnung (EU) 2021/2115 fir das Antragsjahr 2027 anzupassen,
wird jedoch kein Gebrauch gemacht. Damit missen entsprechend den Vorgaben im GAP-
Direktzahlungen-Gesetz die indikativen Mittelzuweisungen und die geplanten Einheitsbe-
trage fur die Oko-Regelungen und fiir die gekoppelten Zahlungen auch flr das Antragsjahr
2027 festgesetzt werden missen, damit im Antragsjahr 2027 alle Direktzahlungen ein-
schlieRlich der Zahlungen fir die Oko-Regelungen und der gekoppelten Zahlungen den
landwirtschaftlichen Betrieben gewahrt werden kdénnen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Es werden die indikativen Mittel fir die Oko-Regelungen und die gekoppelten Zahlungen
festgelegt. Bei der Oko-Regelung Nummer 5 (Nachweis von vier Kennarten) gibt es vor
allem im Antragsjahr 2026 eine deutlich hdhere Nachfrage als bisher im GAP-Strategieplan
angenommen. Der finanzielle Bedarf ist deshalb héher als in der bisherigen Planung zu-
grunde gelegt. Um Planung und Inanspruchnahme besser in Einklang zu bringen, wird die
indikative Mittelzuweisung fiir diese Oko-Regelung durch Anhebung der geplanten Output-
Werte erhéht. Bei Oko-Regelung 4 (Extensivierung Dauergriinland) ist es angezeigt, den
Einheitsbetrag wieder auf den Betrag des Jahres 2023 anzuheben, weil die angestrebte
Inanspruchnahme bisher nicht erreicht wurde.

Der geplante Einheitsbetrag fur die Umverteilungseinkommensstutzung flr das Antrags-
jahr 2027 wird in Ansehung der tatsachlichen Inanspruchnahme berechnet.

Die Anrechnung von Leistungen der zweiten Saule auf das Budget fir Oko-Regelungen
wird entsprechend dem Beschluss der Agrarministerkonferenz vom 25. bis 26. Marz 2021
fort-geschrieben.

M. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht we-
sentlich zum Inhalt dieser Verordnung beigetragen.

V. Alternativen

keine
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V. Regelungskompetenz
Die Regelungskompetenz ergibt sich aus den in der Eingangsformel der Verordnung ge-

nannten Ermachtigungsgrundlagen des Marktorganisationsgesetzes und des GAP-Direkt-
zahlungen-Gesetzes.

VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Die Verordnung ist mit dem EU-Recht vereinbar, sie halt insbesondere den Rahmen der

Verordnung (EU) 2021/2115 ein. Sie ist mit volkerrechtlichen Vertragen vereinbar.

VIl. Regelungsfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung hat keine nachteiligen Auswirkungen auf das Ziel der Rechts- und Verwal-
tungsvereinfachung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine Nachhaltigkeitsprifung gemal § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschafts-
ordnung der Bundesministerien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegende Verordnung ist im Sinne
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie dauerhaft tragfahig, da die Zielwerte des GAP-Stra-
tegieplans fir Umwelt und Klima im Bereich der Landwirtschaft nach wie vor erreicht wer-
den konnen. Insbesondere die Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 2 ,Den Hunger been-
den, Ernahrungssicherheit und eine bessere Erndhrung erreichen und eine nachhaltige
Landwirtschaft férdern® wird durch die Verordnung geférdert.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

keine

4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Den Birgerinnen und Burgern entsteht kein Erflllungsaufwand.
4.2. Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht kein Erflllungsaufwand.

4.3. Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung

Far den Bund ergibt sich kein zusatzlicher Verwaltungsaufwand.

Fir die Lander ergibt sich kein zusatzlicher Verwaltungsaufwand.
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5. Weitere Kosten

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau. Es entstehen keine weiteren Kosten, insbesondere
nicht fir die mittelstandische Wirtschaft.

6. Weitere Regelungsfolgen

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher.
Die Anderungen haben keine Auswirkungen auf gleichstellungspolitische oder demografi-
sche Fragestellungen.

VIll. Befristung; Evaluierung

Die Regelungen werden im Rahmen der jahrlichen Leistungsuberprifung und der Evaluie-
rung des GAP-Strategieplans fur Deutschland Gberprift.

B. Besonderer Teil

Zu Nummer 1
Anpassung des Inhaltsverzeichnisses in Folge der Anderung unter Nummer 4.
Zu Nummer 2

§ 15 sieht eine Anrechnung von Agrarumweltleistungen der zweiten Saule auf das Budget
fir Oko-Regelungen vor. Diese Regelung wird fiir das Antragsjahr fortgeschrieben, da die
Voraussetzungen, ndmlich die entsprechenden Leistungen der Lander fur Agrarumwelt-
und KlimamalRBnahmen in der zweiten Saule, weiterhin vorliegen. (Ermachtigungsgrund-
lage: § 34 Absatz 3 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes)

Zu Nummer 3
Die Abschnittsiiberschrift wird neu gefasst. Folgeanderung zur Anderung in Nummer 4
Zu Nummer 4

Nach § 21a wird ein neuer § 21b eingefugt. Nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz sind
fur die Berechnung des Einheitsbetrags 2027 fur die Einkommensgrundstutzung die An-
tragszahlen des Jahres 2026 zugrunde zu legen. Die Umverteilungseinkommensstitzung
wird fUr die ersten Hektare der Betriebe gewahrt. Daher muss die der Berechnung zugrun-
deliegende Hektarzahl fir die Umverteilungseinkommensstitzung mit der Berechnungs-
grundlage fur die Einkommensgrundstiitzung kongruent sein, sich also auch auf das Jahr
2026 beziehen. Abweichend von § 10 Absatz 1 und 2 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes
wird deshalb der geplante Einheitsbetrag fur die Umverteilungseinkommensstutzung fur
das Antragsjahr 2027 in Ansehung der tatsachlichen Inanspruchnahme berechnet. (Er-
machtigungsgrundlage § 34 Absatz 1 Nummer 2 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes). Da-
raus wirde sich ein geplanter Einheitsbetrag von 83,62 Euro/ha fir Gruppe 1 sowie fir
Gruppe 2 (weitere 20 Hektar) von 48,61 Euro/ha ergeben.

Zu Nummer 5
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Fir die in § 20 Absatz 1 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes genannten Oko-Regelungen
werden jeweils die indikativen Mittelzuweisungen in Euro fir das Antragsjahr 2027 festge-
legt. Bei der Oko-Regelung 4 (Extensivierung des Dauergriinlandes) erfolgt eine Erhéhung
der indikativen Mittelzuweisung, um den geplanten Einheitsbetrag von 100 Euro je Hektar
auf 115 Euro je Hektar zu erhéhen. In Ansehung der tatsachlichen Inanspruchnahme wird
die indikative Mittelzuweisung fur die Oko-Regelung Nummer 5 (Nachweis von vier Kenn-
arten) im Vergleich zum Antragsjahr 2026 erhéht. (Ermachtigungsgrundlage § 6 Absatz 1
Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 1 und 2 des Marktor-
ganisationsgesetzes, § 2 und § 20 Absatz 2 Nummer 2 GAP-Direktzahlungen-Gesetz).

Zu Nummer 6

Fir die in § 20 Absatz 1 Nummer 1 bis 7 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes genannten
Oko-Regelungen werden die geplanten Einheitsbetrage fiir das Antragsjahr 2027 festge-
setzt. Der geplante Einheitsbetrag fiir die Oko-Regelung Nummer 4 (Extensivierung Dau-
ergrunland) wird gegeniiber dem Antragsjahr 2026 erhdht und auf 115 Euro/Hektar Dauer-
grunland festgesetzt. (Ermachtigungsgrundlage § 6 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 4
Satz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 1 und 2 des Marktorganisationsgesetzes, § 2
und § 20 Absatz 2 Nummer 3 des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes).

Zu Nummer 7

Fir die gekoppelten Zahlung fur Mutterschafe und -ziegen wird der geplante Einheitsbetrag
fur das Antragsjahr 2027 festgesetzt. Im Vergleich zum Antragsjahr 2026 erhoht sich dieser
Betrag, da die Direktzahlungen 2027 insgesamt steigen. Nach § 23 Absatz 1 GAP-Direkt-
zahlungen-Gesetz betragt die indikative Mittelzuweisung fir die Zahlung fir Mutterschafe
und -ziegen 1 Prozent der einschlagigen Zuweisung. Da diese fur das Antragsjahr 2027
héher als flr 2026 ist, erhéht sich die indikative Mittelzuweisung und damit auch der ge-
plante Einheitsbetrag. (Ermachtigungsgrundlage § 6 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 4 Satz
1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 1 und 2 des Marktorganisationsgesetzes, § 2 und §
24 Absatz 2 GAP-Direktzahlungen-Gesetz).

Zu Nummer 8

Fir die gekoppelte Zahlung fir Mutterkiihe wird der geplante Einheitsbetrag fir das An-
tragsjahr 2027 festgesetzt. Im Vergleich zum Antragsjahr 2026 erhdht sich dieser Betrag,
da die Direktzahlungen insgesamt steigen. Nach § 27 Absatz 1 GAP-Direktzahlungen-Ge-
setz betragt die indikative Mittelzuweisung fir die Zahlung fir Mutterkiihe 1 Prozent der
einschlagigen Zuweisung. Da diese fir das Antragsjahr 2027 héher als flr 2026 ist, erhdht
sich die indikative Mittelzuweisung und damit auch der geplante Einheitsbetrag. (Ermachti-
gungsgrundlage § 6 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2
Nummer 1 und 2 des Marktorganisationsgesetzes, § 2 und § 28 Absatz 2 GAP-Direktzah-
lungen-Gesetz).

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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	5. Anlage 3 wird wie folgt geändert:
	6. Anlage 4 wird wie folgt geändert:
	7. In Anlage 6 wird in der Tabelle nach der Spalte für das Antragsjahr 2026 die folgende Spalte eingefügt:
	8. In Anlage 7 wird in der Tabelle nach der Spalte für das Antragsjahr 2026 die folgende Spalte eingefügt:
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